
1. Nachtragssatzung zur Hauptsatzung  

der Gemeinde Moorrege  (Kreis Pinneberg) 

 

Aufgrund des  § 4 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein wird nach Beschluss 

der Gemeindevertretung vom              und mit Genehmigung des Landrats des Kreises 

Pinneberg folgende 1. Nachtragssatzung zur Hauptsatzung für die Gemeinde Moorrege 

erlassen: 

 

 

§ 1 

§ 2 der Hauptsatzung wird wie folgt neu gefasst: 

 

 

§ 2 

Bürgermeisterin oder Bürgermeister 

(zu beachten: §§ 16 a, 27, 28, 34, 35, 43, 47, 50, 51, 82, 84 GO) 

 

(1) Der Bürgermeisterin oder dem Bürgermeister obliegen die ihr oder ihm gesetzlich 

übertragenen Aufgaben. 

(2) Sie oder er entscheidet ferner über 

 

1. Stundungen bis zu einem Betrag von 3.750 €, 

 

2. Verzicht auf Ansprüche der Gemeinde und Niederschlagung solcher Ansprü-

che, Führung von Rechtsstreiten und Abschluss von Vergleichen, soweit ein 

Betrag von 1.250 € nicht überschritten wird, 

 

3. Erwerb von Vermögensgegenständen, soweit der Wert des Vermögensge-

gen-standes einen Betrag von 7.500 € nicht übersteigt, 

 

4. Veräußerung und Belastung von Gemeindevermögen, soweit der Wert des 

Vermögensgegenstandes oder die Belastung einen Wert von 7.500 € nicht 

übersteigt, 

 

5. Annahme von Schenkungen, Spenden und Erbschaften bis zu einem Wert 

von 7.500 €, 

 

6. Anmietung und Anpachtung von Grundstücken und Gebäuden, 

 

7. Vergabe von Aufträgen bis zu einem Wert von 7.500 €, 

 

8. Vergabe von Architekten- und Ingenieurleistungen bis zu einem Wert von 

3.750 €. 

 

9. Abschließende Entscheidung über das gemeindliche Einvernehmen gem. § 

36 Abs. 1 BauGB für Vorhaben nach den §§ 33 und 34 BauGB. Bei folgen-

den Vorhaben hat sie oder er sich im Vorwege die Zustimmung des Bau- 

und Umweltausschusses einzuholen: 
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• Wohnungsbauten mit mehr als 4 Wohneinheiten 

• Gewerbebauten mit mehr als 300 qm Nutzfläche 

 

10. Erteilung des gemeindlichen Einvernehmens gem. § 36 Abs. 1 BauGB für 

Vorhaben zu Ausnahmen und Befreiungen von Bebauungsplänen nach § 31 

BauGB sowie Vorhaben im Außenbereich nach § 35 BauGB im Falle einer 

drohenden Verfristung. 

 

 

 

§ 3 

§ 4 der Hauptsatzung wird wie folgt neu gefasst: 

 

§ 4 

Ständige Ausschüsse 
(zu beachten: §§ 16 a, 22 Abs. 4, §§ 45, 46, 94 Abs. 5 GO) 

 
(1) Die folgenden ständigen Ausschüsse nach § 45 Abs. 1 GO werden gebildet: 
 

A u s s c h ü s s e A u f g a b e n g e b i e t 

a. Finanzausschuss 

5 Gemeindevertreterinnen und -vertreter 
4 Bürgerinnen und Bürger, die der Ge-
meindevertretung angehören können 

Erlass von gemeindlichen Satzungen, 
Finanzwesen, Steuerwesen, Grund-
stücks-angelegenheiten, Vorbereitung der 
abschließenden Stellungnahme zu den 
Prüfungsfeststellungen der überörtlichen 
Prüfungen 

b. Bau- und Umweltausschuss 

5 Gemeindevertreterinnen und -vertreter 
4 Bürgerinnen und Bürger, die der Ge-
meindevertretung angehören können 

Bau-, Planungs-, Siedlungswesen, 
Wegeangelegenheiten, Umwelt und 
Energie, Kleingartenangelegenheiten,  
 
Erteilung des gemeindlichen Einverneh-
mens gem. § 36 Abs. 1 BauGB für Vor-
haben nach §§ 33, 34 BauGB bei  

• Wohnungsbauten mit mehr als 4 
Wohneinheiten 

• Gewerbebauten mit mehr als 300 qm 
Nutzfläche, 

 
Erteilung des gemeindlichen Einverneh-
mens gem. § 36 Abs. 1 BauGB für Vor-
haben nach §§ 31, 35 BauGB (Wenn 
Verfristung droht, kann die Bürgermeiste-
rin/der Bürgermeister auch in diesen Fäl-
len vorbehaltlich einer nachträglichen 
Genehmigung das gemeindliche Einver-
nehmen erteilen. § 2 Abs. 2 Nr. 10) 

c. Schul- und Kulturausschuss 

5 Gemeindevertreterinnen und -vertreter 
4 Bürgerinnen und Bürger, die der Ge-
meindevertretung angehören können 
 

Schul-, Kultur-, Gemeinschafts- und Bü-
chereiwesen 
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d. Ausschuss für Jugendpflege 

und Sport 

5 Gemeindevertreterinnen und -vertreter 
4 Bürgerinnen und Bürger, die der Ge-
meindevertretung angehören können 

  
Jugendpflege und Förderung des Sports 

e. Sozialausschuss 

5 Gemeindevertreterinnen und -vertreter 
4 Bürgerinnen und Bürger, die der Ge-
meindevertretung angehören können 

Sozialwesen, Kindertagesstätten, Senio-
renangelegenheiten 

f.    Ausschuss zur Prüfung der    

      Jahresrechnung 
4 Gemeindevertreterinnen und -vertreter 

  
Prüfung der Jahresrechnung 

 

 

§ 3 

Inkrafttreten 

Die 1. Nachtragssatzung zur Hauptsatzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in 

Kraft.  

Die Genehmigung nach § 4 Abs. 1 der Gemeindeordnung wurde durch Verfügung des 

Landrats des Kreises Pinneberg vom            erteilt. 

 

Die vorstehende Satzung wird hiermit ausgefertigt und ist bekanntzumachen. 

 

 

Moorrege, den  

        

 

(S) 

 

Weinberg 

Bürgermeister 


